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Das Tschechoslowakische Forschungsinstitut für Arbeit.  
Zentrum Berlin für Zukunftsforschung e. V.  
Die bildungs- und wissenschaftspolitischen Ziele der Parteien 

Das Tschechoslowakische Forschungsinstitut für 
Arbeit 

Das Institut wurde im Jahre 1965 von der Re-
gierung als eine Forschungsstätte mit gesamt-
staatlichem Wirkungsbereich errichtet. Es ist ein 
Institut für Grundlagenforschung mit multidiszi-
plinärem Charakter: Seine Aufgabe besteht in 
der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung 
über das Arbeitskräftepotential, den Arbeitskräf-
teeinsatz, den Arbeitsablauf und die Arbeitsbe-
dingungen, in Verbindung mit den nichtökonomi-
schen Wissenschaftsgebieten Arbeitssoziologie, -
Psychologie, -Physiologie und Arbeitsrecht. 

Die Forschungstätigkeit des Instituts ist eng auf 
die Erfordernisse der Volkswirtschaftspolitik hin 
orientiert; seine Forschungsergebnisse sollen in 
konkreter Weise den staatlichen Organen und in 
bestimmten Bereichen auch unmittelbar den Be-
trieben als Planungsgrundlage dienen. 

Im Sinne des Statuts vom 1. Juni 1966 hat das 
Institut die Aufgabe, die Entwicklung der Arbeits-
wissenschaft zu fördern und die Möglichkeiten 
zur praktischen Anwendung wissenschaftlicher 
Ergebnisse in der Wirtschaft zu erforschen. Auf-
gabe des Instituts ist es ferner, die wissen-
schaftliche Forschungstätigkeit anderer mit ar-
beitswissenschaftlichen Problemen befaßter 
Stellen zu koordinieren und wissenschaftliche 
Tagungen zu veranstalten. Über ein eigenes Ra-
tionalisierungszentrum, das als Sonderabteilung 
des Instituts auf eigene Rechnung arbeitet, wird 
ein Gutachten- und Beratungsdienst durchge-
führt. Schließlich hat das Institut Informations-
und Dokumentationsaufgaben übernommen (für 
Zwecke der eigenen Forschung wie für die an-
derer Forschungsinstitutionen bzw. der Staats-
und Wirtschaftsorgane); diesem Zweck dient 
auch die Veröffentlichung von Studien und Infor-
mationsmaterialien. Ab 1. Juni 1968 wird vom In-
stitut eine Zeitschrift für Theorie und Methode 
der Arbeitswissenschaften „Synteza“ (Synthe-
se) vierteljährlich herausgegeben. 

Der Forschungsplan des Instituts bis zum Jahre 
1970 enthält folgende Themen: 

— Mobilität der Arbeitskräfte unter den Bedin-
gungen   der  sozialistischen   wirtschaftlichen 
Entwicklung, 

— Bestimmung eines optimalen Maßes der öko-
nomischen   Aktivität   der  Bevölkerung,   ein- 

schließlich   der  Problematik   der   Frauenbe-
schäftigung, 

— Stimulierung der Arbeitskraft; Regelung der 
Lohnentwicklung und Lohndifferenzierung, 

— Methoden   wissenschaftlicher  Arbeitsorgani-
sation (mit Hilfe von Untersuchungen und Ra-
tionalisierungsstudien   in   Betrieben,   beson-
ders   in   bezug   auf  vorbereitende   Produk-
tionsbereiche), 

— soziologische  Untersuchungen,  die sich auf 
Probleme der Fluktuation, der regionalen Mo-
bilität und der Anpassungsfähigkeit der Ar-
beitskräfte   konzentrieren;   methodologische 
Probleme soziologischer Untersuchungen  in 
Industriebetrieben, 

— Forschungen auf dem Gebiet der Arbeitspsy-
chologie, insbesondere Untersuchungen über 
Motivation   und   Befriedigung  der Werktäti-
gen; psychologische Berufskunde, 

— Untersuchungen   über die  Anteilnahme  der 
Werktätigen an der Betriebsleitung, 

— Untersuchungen auf dem Gebiet des Arbeits-
rechts. 

Das Institut hat derzeit 120 Mitarbeiter. Der 
überwiegende Teil der Arbeitskapazität wird den 
im Staatsplan der Grundlagenforschung aufge-
führten Aufgaben auf dem Gebiet der Arbeits-
ökonomie und -Soziologie gewidmet. Diese The-
men werden in folgenden Hauptabteilungen des 
Instituts bearbeitet: 

1. Abteilung   für   Ökonomie   der  menschlichen 
Ressourcen, 

2. Abteilung   für   wissenschaftliche   Arbeitsfüh-
rung und -Organisation, 

3. Abteilung für Arbeitsstimulierung, 

4. Abteilung für Arbeitssoziologie, -Psychologie 
und -Physiologie. 

Das Institut hat einen wissenschaftlichen Rat, 
dessen Mitglieder bedeutende Wissenschaftler 
und Fachleute sind. Dieses Kuratorium berät 
über die Konzeption und Zielsetzung des Insti-
tuts, beurteilt Arbeitsberichte und wissenschaftli-
che Forschungsvorhaben sowie Fragen wissen-
schaftlicher Kontakte mit dem Ausland usf. Das 
wissenschaftliche Kuratorium hat als Hilfsorgane 
analog zu den einzelnen Institutsabteilungen 
Fachkommissionen gebildet. 
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Auf dem Gebiet der Auslandsbeziehungen bear-
beitet das Forschungsinstitut für Arbeit For-
schungsaufgaben im Bereich der Arbeitsökono-
mie und -Organisation, die sich aus der Teilnah-
me der CSSR im Rat für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (Comecon) ergeben. Es besteht eine 
gute Zusammenarbeit mit der Internationalen 
Arbeitsorganisation in Genf; das Institut hat 
sich der Ausarbeitung einer internationalen Ver-
gleichsstudie über die Beteiligung der Werktäti-
gen an der Leitung der Betriebe angeschlossen. 
Es wurden Schritte zur Entwicklung einer Zusam-
menarbeit mit weiteren ausländischen Institutio-
nen des gleichen Fachgebiets unternommen. 
Die Forschungstätigkeit des Instituts ist zu-
kunftsbezogen. Die komplexen Probleme der 
menschlichen Arbeit sowie die Bedürfnisse und 
Entwicklungsmöglichkeiten der Werktätigen un-
ter den Bedingungen der wissenschaftlich-techni-
schen Revolution im derzeitigen Stadium der in-
dustriellen Entwicklung sollen systematisch, auch 
durch den Vergleich mit der Entwicklung anderer 
Industrienationen, untersucht werden. 

Anschrift: 
Tschechoslowakisches Forschungsinstitut für Ar-
beit — Československý výskumný ústav práce 
B r a t i s l a v a  Bezručova 12 

W.E. 

Zentrum Berlin für Zukunftsforschung e. V. 

Am 2. Februar 1968 wurde das Zentrum Berlin 
für Zukunftsforschung (ZBZ) als eingetragener 
Verein gegründet. Nach § 3 der Satzung setzt 
sich der Verein folgende Aufgaben und Ziele: 

„1. Das ZBZ stellt sich die Aufgabe, mit wissen-
schaftlichen Methoden und Hilfsmitteln auf inter-
disziplinärer Basis die Zukunft zu erforschen und 
nach Alternativen zu suchen, die eine positive 
und rasch fortschreitende Evolution der mensch-
lichen Zivilisation sichern. Das Hauptziel des 
Forschungszentrums ist es, ,eine bessere Welt 
für bessere Menschen‘ gestalten zu helfen. 

2. Der Verwirklichung dieser Ziele und Aufgaben 
dienen insbesondere folgende Tätigkeiten: 
a) Durchführung selbstgestellter Forschungsauf-

gaben; 
b) Durchführung von  Forschungsaufträgen,  Er-

stellung von Gutachten und Beratung von po-
litischen,   wirtschaftlichen   und   technischen 
Entscheidungsträgern im Rahmen vertraglich 
vereinbarter Aufgabenstellungen; 

c) Herausgabe    wissenschaftlicher   Veröffentli-
chungen; 

d) Durchführung von Lehrveranstaltungen; 

 

e) Durchführung von wissenschaftlichen Veran-
staltungen; 

f) Zusammenarbeit mit verwandten Organisatio-
nen auf nationaler und internationaler Basis; 

g) Einbeziehung der Öffentlichkeit durch  Infor-
mation und Kommunikation.“ 

Dem vorläufigen Vorstand gehören an: 
Prof. Dr.-lng. Heinz-Hermann Koelle, Vorsitzen-
der des Vorstandes (Ordinarius für Raumfahrt-
technik und Direktor des Instituts für Raumfahrt-
technik an der Technischen Universität Berlin), 

Prof. Dr. rer. pol. Helmut Klages, vertretender 
Vorsitzender des Vorstandes (Ordinarius für So-
ziologie an der Technischen Universität Berlin), 

Dipl.-lng. Ernst-Helmut Linder, vertretender Vor-
sitzender des Vorstandes (Direktor der Nieder-
lassung Berlin der Hoch-Tief-AG), 

Prof. Dr.-lng. W. Mialki (Ordinarius für Kerntech-
nik und Direktor des Instituts für Kerntechnik an 
der Technischen Universität Berlin). 
Dem Kuratorium, dem die Beschlußfassung über 
die Arbeitsrichtlinien des Vereins sowie die Wahl 
des Vorstandes obliegen, gehören z. Z. an: 

Prof. Dr. Kurt Hübner (TU Berlin), 
Dr.   Robert  Jungk  (Institut  für Zukunftsfragen, 
Wien), 
Prof. Dr.-lng. Claus Kruppa (TU Berlin), 
Prof. Dr.-lng. Wilhelm Simon (TU Berlin), 
Prof. Dr.-lng. Günter Spur (TU Berlin), 
Prof. Dr.-lng. K. Stephan (TU Berlin). 
Der Informationsbroschüre des ZBZ entnehmen 
wir noch folgende Auskunft: 
„Die Aktivität des Zentrums soll s i ch . . .  auf 
Berlin konzentrieren, damit die Abstimmung mit 
der als Dachgesellschaft verstandenen ,Gesell-
schaft für Zukunftsfragen‘, die kürzlich in Duis-
burg gegründet wurde1), wie auch mit anderen 
regionalen Zentren, die hoffentlich noch entste-
hen werden, gewährleistet ist.“ 
„Da die Max-Planck-Gesellschaft beabsichtigt, 
ein Institut für Methoden der Zukunftsforschung 
zu gründen, wird sich die Arbeit des Berliner 
Zentrums — ohne Vernachlässigung der unmit-
telbar erforderlichen Arbeitsmethodik — auf die 
inhaltliche Seite, die Erarbeitung von Zukunfts-
entwürfen, wie auch auf die entsprechenden 
Veröffentlichungs-, Informations- und Ausbil-
dungsaufgaben konzentrieren können.“ 
„Das Kuratorium des ZBZ hat beschlossen, die 
nachfolgenden vier Problemstellungen sofort in 
einzelnen Arbeitskreisen in Angriff zu nehmen. 
1) Siehe „Mitteilungen“ Heft 3, Seite 162. 

Informationen über weitere institutionalisierte Ansätze zur 
Zukunftsforschung in der Bundesrepublik und im Ausland enthält 
„FUTURUM — Zeitschrift für Zukunftsforschung“, Verlag Anton Hain, 
Meisenheim am Glan, in Heft 1,1968, S. 153 bis 161. 
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A—7 Brainpower-Modelle. Entwicklung eines 
Modells für den Vergleich von Einzelstaaten be-
züglich ihres geistigen Potentials (Phase I). Nach 
Erstellung eines oder mehrerer Modelle Ver-
gleichsstudien und Erarbeitung von Alternativ-
maßnahmen, die zur Steigerung dieses geistigen 
Potentials geeignet sind, wie z. B. automatische 
Lernhilfen und Datenverarbeitungsanlagen (Pha-
se II).“ 

„A—11 Vorwarnsystem. Die Vorwarnfunktion 
der Zukunftsforschung hat . . .  zwei Seiten: Ein-
mal kann sie auf bestimmte Problemwirkungen 
aufmerksam machen, die sich in einer unabwend-
baren Weise aus bereits vollzogenen Entschei-
dungen oder ,in Gang‘ befindlichen Entwick-
lungsprozessen ableiten, ohne daß sie bisher po-
litisch ausreichend in Betracht gezogen worden 
wären (so z. B. Aufstellung einer Bevölkerungs-
prognose und ihre Umsetzung in eine Vorschau 
künftig erforderlicher wirtschafts-, sozial-, bil-
dungs- oder verkehrspolitischer Folgeerschei-
nungen; oder: Ableitung eines Katalogs möglicher 
forschungspolitischer Konsequenzen aus der 
Aufdeckung positiver Beziehungen zwischen For-
schungsförderung und Wirtschaftswachstum). 

Zum zweiten kann sich die Vorwarnfunktion der 
Zukunftsforschung aber auch überall dort bewäh-
ren, wo es aktuell um politische Entscheidungen 
von größerer Tragweite geht. Die Zukunftsfor-
schung kann — und muß vielleicht sogar — Ent-
scheidungsalternativen, die von den verantwortli-
chen ,decisionmakers' diskutiert werden, auf 
ihre erschließbaren Konsequenzen, Folge- und 
Nebenwirkungen hin analysieren. In vielen Fällen 
wird sie den verantwortlichen Entscheidungsträ-
gern selbst eine Simulation erwartbarer Entschei-
dungsfolgen vermitteln können, die diesen die 
Mittel zur rationellen Kontrolle tagespolitisch op-
portun erscheinender Vorstellungen und Absich-
ten an die Hand gibt.“ 

„B—1 Universitätsmodell. Simulation der Univer-
sität als Lehr- und Forschungssystem zum 
Zwecke der Bestimmung der Wirksamkeit vorge-
schlagener Reformmaßnahmen am Beispiel der 
TU Berlin. Aufgrund dieser Simulation könnte 
eine geeignete Auswertung zusätzliche Vorschlä-
ge erbringen.“ 

„Das gegebenenfalls resultierende Modell und 
die gewonnenen Ergebnisse können zunächst le-
diglich einen Einblick in den Zustand und die 
Entwicklung der letzten Jahre vermitteln. Im wei-
teren Verlauf einer Untersuchung könnte, unter 
Berücksichtigung des gewonnenen Einblicks in 
die Verhältnisse, der Schwerpunkt in der Auffin-
dung günstiger Alternativlösungen für die künfti-
ge Entwicklung liegen.“ 

„Vorstellbare weitere Entwicklungsschritte des 
Modells wären z. B.: Optimierungsstudien unter 

Berücksichtigung vorgegebener Ressourcen und 
Entwicklung alternativer Lösungen.“ 
„B—3 Berliner Wissenschaftsmodelle 
a) Definition und Wichtung von Indikatoren, die 
zur Messung der Wirksamkeit einer Stadt als Zen-
trum der Wissenschaft und Forschung geeignet 
sind ... 
b) Alternativen  zur beschleunigten  Entwicklung 
in   Richtung   einer wissenschaftlich   orientierten 
Bevölkerungsmetropole.“ 

Anschrift: 
Zentrum Berlin für Zukunftsforschung e. V. 
1 Berlin 10 
Franklinstraße 29 

W.E. 

Die bildungs- und wissenschaftspolitischen Ziele 
der Parteien 
Qualität und Struktur des künftigen Angebots an 
Arbeitskräften werden in erster Linie durch die 
bildungspolitischen Maßnahmen des Staates be-
stimmt, die sich ihrerseits aus einem Kompromiß 
zwischen den bildungspolitischen Konzeptionen 
der im Bundestag vertretenen Parteien ergeben. 
Diese haben ihre Ziele in den vergangenen Mo-
naten in Aktionsprogrammen präzisiert, in denen 
den Fragen der Bildungs- und Wissenschaftspoli-
tik eine wichtige Position eingeräumt wurde. In-
dem wir hier die einschlägigen Passagen aus 
den Parteiprogrammen abdrucken, wollen wir un-
seren Lesern Gelegenheit zu einem Überblick 
über die verschiedenen Vorschläge und Konzep-
te geben. 

1. Aus dem „Entwurf für ein Aktionsprogramm der 
Christlich-Demokratischen Union Deutschlands“1) 
„X. Bildung, Jugend, Sport, Freizeit 

83. Ziel der Bildungspolitik der CDU ist es, 
die Leistungsfähigkeit des Erziehungs- und 
Bildungswesens zu steigern. 
Dabei ist das natürliche Recht der Eltern 
und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht 
für die Erziehung ihrer Kinder entspre-
chend zu berücksichtigen. Schule und 
Elternhaus müssen so eng wie möglich zu-
sammenwirken. 
Nach dem Willen der überwiegenden 
Mehrheit der Eltern soll in der Bundesrepu-
blik die christliche Gemeinschaftsschule im 
allgemeinen die Regelschule sein. 
Bekenntnis- und bekenntnisfreie Schulen 
müssen jedoch als Privatschulen, wo Eltern 

1) In der Fassung vom 15. 12. 1967. Diese wird gegenwärtig von einer 
Programm-Kommission überarbeitet und im November 1968 dem 
CDU-Parteitag zur Beschlußfassung vorgelegt werden. Die kursiven 
Hervorhebungen im Text wurden durch die Redaktion der 
„Mitteilungen“ vorgenommen. 
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in ausreichender Zahl dies für ihre Kinder 
wünschen, rechtlich und materiell so er-
möglicht werden, daß sie als voll leistungs-
fähige Schulen geführt werden können. 
Privatschulen, die die staatliche Schulver-
sorgung entlasten, müssen entsprechende 
staatliche Zuschüsse erhalten. 

84. Schulreife, aber noch nicht schulpflichtige 
Kinder sollen schon vom 5. Lebensjahr an 
am   Unterricht teilnehmen   können.  Schul-
pflichtige, aber noch nicht schulreife Kinder 
sollen einen Schulkindergarten besuchen. 

85. Die CDU will, daß das System der Jahr-
gangsklassen aufgelockert wird. Wer sich 
schneller entwickelt, soll früher zum Schul-
oder Ausbildungsziel gelangen können. 
Die höheren Schulen sollen vor dem Abitur 
einen weiteren qualifizierten Abschluß an-
bieten, der den Besuch von Akademien er-
möglicht und die Berechtigungen ein-
schließt, die bisher mit dem Abitur verbun-
den waren. 

86. Das   Angebot   an    Ganztagsschulen   und 
Schulen   mit   Tagesheim   muß   vergrößert 
werden. An solchen Schulen ist die Eltern-
mitarbeit   zu   verstärken.    Wo   Versuche 
eines   10.   Vollzeitschuljahres   stattfinden, 
sollen sie auch in Verbindung mit der Be-
rufsschule     als     Berufsgrundbildungsjahr 
durchgeführt werden. 

87. Das Netz von Sonderschulen muß dichter 
werden; sie müssen künftig auch jene Kin-
der aufnehmen können, die zwar noch nor-
mal bildungsfähig sind, aber zu ihrer Entfal-
tung eigener Unterrichtsformen und Erzie-
hungshilfen   bedürfen.   Die  Sonderschulen 
sollen durch Sonderberufsschulen ergänzt 
werden. 

88. Der Wechsel des  Lehrers  zwischen  ver-
schiedenen   Schulformen   soll    ermöglicht 
werden. Wissenschaftliche Fachkräfte sol-
len in den Schuldienst übernommen wer-
den,    nachdem    sie    eine    pädagogische 
Grundbildung erhalten haben. 

89. Der zweite Bildungsweg einschließlich des 
Fernunterrichts bedarf einer eigenen Päd-
agogik, welche die Berufserfahrung für das 
Ausbildungsziel  nutzbar macht. Der Fern-
unterricht einschließlich des Fernsehunter-
richts soll, soweit er ordentliche Schulein-
richtungen   ersetzt   oder   ergänzt,   in   die 
staatliche Aufsicht einbezogen werden. 

90. Die freien Träger der Erwachsenenbildung 
müssen zu ihrem Bestand öffentlich geför-
dert   werden.   Diese   Erwachsenenbildung 
muß in das öffentliche Bildungswesen der-
gestalt einbezogen werden, daß für gleiche 
Leistungen gleiche  Berechtigungen verlie-
hen werden. Auch ihre hauptamtlichen Mit- 

arbeiter sind in der Rechtsstellung denen 
der Erwachsenenbildung in öffentlicher 
Trägerschaft gleichzustellen. 

91. Die CDU fordert ein Berufsausbildungsge-
setz, das  die  bewährten  Grundlagen  der 
Berufsausbildung    (Berufsfachschule,    be-
triebliche Ausbildung und berufsbegleiten-
de Berufsschule) sichert. Der Geltungsbe-
reich des Gesetzes sollte alle Ausbildungs-
verhältnisse innerhalb der Wirtschaft sowie 
ähnliche Vertragsverhältnisse in den öffent-
lichen Verwaltungen und den freien Beru-
fen  erfassen.  Zum  Schutz der Lehrlinge 
und des Ausbildungsniveaus soll das Ge-
setz für Lehrherren und Ausbilder in per-
sönlicher und an die Ausbildungsbetriebe 
in sachlicher Hinsicht Mindestanforderungen 
stellen, bei deren Fehlen die Ausbildungs-
befugnis untersagt werden kann. Das Ge-
setz soll festlegen, daß die für die Berufs-
ausbildung zuständigen Organisationen der 
Unternehmer und Arbeitnehmer gehört wer-
den; das Gesetz soll klarstellen, daß die 
Selbstverwaltungsorgane der Wirtschaft für 
die   Überwachung   der   Berufsausbildung 
zuständig sind. 

92. Ein Ausbildungsförderungsgesetz soll dazu 
beitragen,   die   Chancengleichheit   im   Bil-
dungswesen    herbeizuführen    und    Bega-
bungsreserven zu mobilisieren. Die allge-
meine  Ausbildungsförderung,   nach   deren 
Förderungssätzen   die  Kosten  für  Ausbil-
dung  und  Lebensunterhalt sollen  gedeckt 
werden können, ist subsidiär zu verstehen; 
es  soll Verrechnung  mit  anderen  staatli-
chen Erziehungsbeihilfen vorgesehen wer-
den. 
Gebühren, Kolleggelder und andere Entgelte 
für die Benutzung der Ausbildungsein-
richtungen sollen als unvereinbar mit dem 
Erfordernis, den Zugang zur Bildung zu er-
leichtern, abgebaut werden. Die CDU 
wünscht, daß im Einkommensteuerrecht 
Ausbildungsaufwendungen und Berufsauf-
stiegskosten von jenen Pflichten steuerlich 
abgesetzt werden können, die keine direk-
ten Ausbildungsbeihilfen beanspruchen 
dürfen. 

93. Die Gründung neuer und der Ausbau be-
stehender Hochschulen, die nach bundes-
einheitlicher Planung koordiniert betrieben 
werden müssen, stellt an Bund und Länder 
starke  finanzielle  Anforderung.   Die  CDU 
schlägt vor, das Stiftungs- und Steuerrecht 
allgemein zugunsten der Wissenschaftsför-
derung zu reformieren. 

94. Die Hochschulreform ist dringend. 
Dabei müssen auch die akademischen Leh-
rer von überflüssigen Verwaltungsaufga-
ben entlastet werden, ohne daß die akade- 
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mische Selbstverwaltung aufgegeben wird. 
Einzelne Verwaltungsaufgaben, z. B. Ent-
wurf des Haushaltsplanes, sollten an einen 
eigenen Universitäts-Verwaltungsausschuß 
delegiert werden. 

95. Das Habilitations- und Berufungsverfahren 
ist reformbedürftig. Die Besetzung freige-
wordener   Lehrstühle   muß   innerhalb   von 
sechs Monaten geschehen. Angesichts des 
steigenden  Nachwuchsbedarfs sollten  be-
reits publizierte wissenschaftliche Arbeiten 
als Habilitationsschrift gelten können. Auch 
Nicht-Habilitierte, deren Qualifikation durch 
andere Zeugnisse belegt ist, sollten beru-
fen werden können. 

96. Die Stellen des akademischen Mittelbaus, 
der vornehmlich der Entlastung der Lehr-
stuhlinhaber bei der Lehraufgabe der Uni-
versität dient, sollten im Rahmen der Hoch-
schullehrer-Besoldung   ausgewiesen   wer-
den, auch wenn die Inhaber die Laufbahn-
prüfungen des höheren Dienstes nicht ab-
gelegt  haben.   Die   Mitglieder des  Mittel-
baus müssen an der Selbstverwaltung der 
Universität beteiligt sein. 

97. Die Studienzeit muß verkürzt werden. Eine 
Kurzform des Studiums mit einem neuzu-
schaffenden Abschluß für die Berufe des 
höheren Verwaltungsdienstes soll vorwie-
gend an Akademien absolviert werden kön-
nen.   Die   Universitäten  sollen  angehalten 
sein,   auch   in   der  vorlesungsfreien   Zeit 
Lehrveranstaltungen  stattfinden  zu  lassen 
(Praktika, Übungen, Sprachkurse, Exkursio-
nen). 

98. Der Studentenschaft ist als einer Teilkör-
perschaft innerhalb der Universität die vol-
le Rechtsfähigkeit mit eigener Beitragsho-
heit zu verleihen. Eine angemessene Betei-
ligung an den Kollegialorganen der Univer-
sitäten ist sicherzustellen. 

Da die Universität die Aufgabe hat, den 
akademischen Berufen laufend den Stand 
der Erkenntnisse nahezubringen (Kontakt-
studium), muß auch der Altakademiker-
schaft ihre Stellung in der Selbstverwal-
tung eingeräumt werden. 

99. Der Bundesjugendplan und die ergänzen-
den   Landesjugendpläne  haben   internatio-
nale   Anerkennung   gefunden.   An   dieser 
Form der Jugendförderung ist festzuhalten. 
Fortschrittliche Erziehung und Bildung der 
Jugend verlangt eine ausreichende Zahl be-
fähigter Jugendleiter;   ihre  Ausbildung  ist 
verstärkt zu fördern; das Berufsbild ist ein-
heitlich  zu  gestalten.  Nach  dem   Beispiel 
des    deutsch-französischen    Jugendwerks 
soll ein europäisches Jugendwerk errichtet 
werden, das dem Austausch mit der Jugend 

aller Nationen, die zur Mitarbeit bereit sind, 
dient. 

100. Der Schutz des Kindes ist eine dringliche 
öffentliche Aufgabe.  In der Raumordnung 
und   dem   Städtebau   müssen   Erholungs-, 
Sport-  und  Spielstätten  vorgesehen  wer-
den; Verkehrswege sind so zu planen, daß 
Gefahren für Kinder und Jugendliche ver-
mindert werden. Die Zahl der Kindergärten 
muß vermehrt werden, der Beruf der Ju-
gendleiterin  und  der  Kindergärtnerin  soll 
stärker gefördert und durch bessere Bezah-
lung   anziehender  gemacht   werden.   Der 
Schutz der Kinder vor Kriminalität und Miß-
brauch der elterlichen Gewalt ist unzurei-
chend;  diesen  Gefahren  muß  durch  ent-
schiedeneres  Handeln  von  Jugendämtern, 
Polizei und Gerichten begegnet werden. 

101. Der Sport ist für die  Bildung  des  Men-
schen, für die Jugend, für Freizeit und Ge-
sundheit wichtiger,  als  es  sich  in  seiner 
bisherigen    staatlichen     Förderung    aus-
drückt. Deshalb muß die Leibeserziehung 
in allen Schulen, auch an den berufsbilden-
den Schulen, genügend berücksichtigt wer-
den. 

Um Lehrkräfte zu gewinnen, ist an den 
pädagogischen Hochschulen Sport als 
gleichrangiges Pflicht- und Prüfungsfach 
einzuführen. Die Diplom-Sportlehrer-Aus-
bildung muß für die beamtenrechtliche An-
stellung genügen. An den Universitäten 
und Hochschulen sollen weitere Lehrstühle 
für Sport und Leibeserziehung errichtet 
werden. 

Der Leistungssport sollte durch Trainings-
und Leistungszentren besonders gefördert 
werden; außerdem sind weitere hauptamtli-
che Trainer erforderlich. Auch die Bundes-
wehr sollte zur Förderung des Leistungs-
sports im Rahmen ihrer Möglichkeiten bei-
tragen. 

102. Die CDU lehnt eine staatliche ,Freizeitpoli-
tik' ab. Angebote für die Freizeit zu schaf-
fen ist Sache der Gesellschaft, deren Initia-
tiven öffentlich zu fördern sind. Das Ange-
bot für die Freizeit soll nicht nur pädagogi-
schen Zielen  dienen, auch das  Bedürfnis 
nach  Erholung und  Unterhaltung muß re-
spektiert werden. 

XI. Forschung, Literatur, Kunst 

103. Die Förderung der Forschung und der tech-
nischen Entwicklung hat unter den Sozial-
investitionen den obersten Rang. Die CDU 
stellt fest, daß durch die Wissenschaftspoli-
tik des Bundes  und der Länder der An-
schluß    an    den    internationalen    Stand 
wiedergewonnen wurde; die Zusammenar- 
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beit zwischen Bund und Ländern über Ver-
waltungsabkommen hat sich bewährt. Da-
neben soll künftig das Rechtsinstitut der 
,Gemeinschaftsaufgaben‘ für die Bund-
Länder-Kooperation verwirklicht werden. 
Der Bund muß eindeutig Zuständigkeit für 
die Großforschung erhalten. 

104. Aufgaben  der Ressortforschung,  z.B.  für 
die Landesverteidigung und die Landwirt-
schaft, lassen sich am besten in Bundes-
oder Landesanstalten lösen. Für die Groß-
forschung haben sich hingegen privatrecht-
liche Gesellschaften im Besitz der öffentli-
chen Hand besser bewährt. Die CDU tritt 
dafür   ein,   daß   die   Grundlagenforschung 
vom Bund verstärkt durch Zuweisungen an 
Selbstverwaltungsorganisationen  der Wis-
senschaft    (z. B.    Max-Planck-Gesellschaft 
und     Deutsche     Forschungsgemeinschaft) 
mittelbar   gefördert   wird;   bei   der  ange-
wandten Forschung und der projekt-orien- 
tierten technischen Entwicklung ist in aller 
Regel staatliche Kontrolle vonnöten. 

105. Für   das   Gebiet   der   angewandten   For-
schung ist eine zentrale Trägerorganisation 
zu schaffen. Sie soll die verschiedenen Be-
mühungen von Staat, Hochschule und Wirt-
schaft koordinieren und für die zügige wirt-
schaftliche Verwertung von  Forschungser-
gebnissen sorgen. 

106. In  Bereichen  der Großforschung  und der 
technischen Entwicklung, z. B. Kernphysik, 
Weltraumforschung, Wehrtechnik, ist inter-
nationale    Zusammenarbeit     erforderlich, 
weil die einzelnen europäischen Staaten zu 
ihrer Finanzierung allein nicht in der Lage 
sind.   Die   internationale   Zusammenarbeit, 
insbesondere mit den USA, soll verstärkt 
werden;   aus   sachlichen   und   politischen 
Gründen sollen Gemeinschaftsprojekte in-
nerhalb Westeuropas Vorrang erhalten. 

107. Um Forschungsergebnisse in Wissenschaft 
und Wirtschaft optimal nutzen zu können, 
ist   die   wissenschaftliche   Dokumentation 
mit Methoden der Datenverarbeitung aus-
zubauen. Die CDU setzt sich für die Er-
richtung    eines    Dokumentationszentrums 
des Bundes ein.“ 

2. Aus den „Sozialdemokratischen Perspektiven im 
Übergang zu den siebziger Jahren“.2) 
„A. Bildung und Ausbildung 

Bildung muß in der Meinung der Öffentlichkeit 
ihren Charakter als Luxusartikel verlieren. Sie ist 
kein Privileg. Bildung ist eine Grundvorausset-
zung für ein menschenwürdiges Dasein. Sie soll 
2) In der überarbeiteten, dem SPD-Parteitag im März 1968 in Nürnberg 

vorgelegten Fassung. 
Kursive Hervorhebungen durch die Redaktion der „Mitteilungen“. 

es dem Menschen ermöglichen, seine Fähigkei-
ten und Kräfte zu entwickeln und sein Leben in 
eigener Verantwortung frei zu gestalten und zu 
bereichern. 
Bildung ist aber auch eine gesellschaftliche For-
derung für die Weiterentwicklung des Wohlstan-
des und des Ansehens unseres Volkes. 

Im Recht des einzelnen, seine Begabung voll zu 
entwickeln, ist die politische Forderung begrün-
det, den Zugang zu den Bildungsmöglichkeiten 
für jedermann zu öffnen. Bildung ist auch und 
gerade für die Erhaltung der Demokratie notwen-
dig. Sie erst ermöglicht jene Orientierung, die 
eine Grundvoraussetzung für politische Mitwir-
kung des Bürgers auf allen Ebenen des öffentli-
chen Lebens ist. Politische Bildung ist notwendig, 
um den Bürger die komplizierten Verhältnisse 
der modernen Industriegesellschaft durchschau-
en zu lassen und das Gefühl der Ohnmacht zu 
überwinden, das ihn vielfach hemmt, aktiv am 
politischen Leben teilzunehmen. Eine solche Teil-
nahme sollte bereits in der Schule in der Form 
einer arbeitsfähigen Schülermitverantwortung 
geübt werden. 

Bildung und Ausbildung werden in Zukunft nicht 
mehr zu trennen sein. Sie haben jedem einzel-
nen die für die moderne Industriegesellschaft 
notwendige Mobilität zu vermitteln, damit die 
freie Berufswahl und die berufliche Leistungsfä-
higkeit gewährleistet bleiben. 

Das Bildungsdefizit in der Bundesrepublik muß 
schnellstens überwunden werden. Es ist — ins-
besondere auch im Vergleich zur DDR — uner-
träglich, daß nach einer Zählung des Statisti-
schen Bundesamtes 1965 rund 48 Prozent aller 
Erwerbstätigen Arbeiter, aber nur 10 Prozent der 
Untersekundaner und nur 6,4 Prozent der Ober-
primaner Arbeiterkinder waren. Es ist ebenso un-
erträglich, daß nach wie vor Kinder aus katholi-
schen Elternhäusern — vor allem aufgrund der 
schlechten schulischen Verhältnisse auf dem 
Lande — in ihrer Bildung und Ausbildung 
schwer benachteiligt sind; das gleiche gilt gene-
rell für Mädchen im Vergleich zu Jungen. 

a) Weil es richtig ist, daß wir im Interesse des 
einzelnen   wie   der  Gesellschaft  in  Zukunft 
größere   berufliche   Beweglichkeit   brauchen, 
ergibt sich: 

Ziel der Bildung und Ausbildung muß sein, 
zu lernen, wie man sein Leben lang lernen 
kann. Permanente Weiterbildung wird eine 
Grundregel unseres künftigen Lebens sein. 
Das bedeutet eine grundsätzliche Verände-
rung der bisherigen Bildungsinhalte an all un-
seren Schulen. 

b) Weil   es   richtig   ist,   daß   die   traditionellen 
Schulformen  den  Ansprüchen  der  heutigen 
Wirtschaft   und   der   heutigen   Gesellschaft 
nicht mehr entsprechen — von der Zukunft 
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gar nicht zu reden — und weil dadurch jeder 
einzelne in seinem beruflichen, aber auch 
persönlichen Fortkommen beeinträchtigt wird, 
ergibt sich: 

eine Vorschulerziehung, die Kindern bereits 
vom 5. Lebensjahr offensteht, muß die 
Gleichheit der Startchancen verbessern; 

die baldige Einführung des 10. Schuljahres 
für alle Kinder, Ganztags- und Gesamtschu-
len sind notwendig; ein verbessertes und 
bundeseinheitliches System der Ausbildungs-
förderung sowie Lehrmittel-, Lernmittel- und 
Unterrichtsfreiheit in allen Bundesländern 
müssen die Gleichheit der Bildungschancen 
sichern. 

c) Weil es richtig ist, daß in Zukunft viele Ar-
beitnehmer beruflich beweglich sein müssen 
und ihren Arbeitsplatz, ihren Beruf und unter 
Umständen   auch   ihren   Wohnsitz   wechseln 
werden, ergibt sich: 

Unser Bildungs- und Ausbildungswesen muß 
in seinen Leistungen einheitlich hohen Maß-
stäben genügen, wie sie insbesondere von 
sozialdemokratischen Landesregierungen ge-
setzt worden sind. Dazu gehört eine einheit-
lich hohen Maßstäben genügende, auf die Er-
fordernisse der modernen Schule abgestellte 
Lehrerausbildung. Es ist unerträglich, daß 
durch die bürokratischen Ungereimtheiten 
eines mißverstandenen Föderalismus die im 
Grundgesetz garantierte Freizügigkeit und 
Chancengleichheit beeinträchtigt wird und 
daß die Annahme eines günstigeren Arbeits-
platzes davon abhängig gemacht werden 
muß, ob das schulische Fortkommen der Kin-
der durch einen Wohnungswechsel gefährdet 
werden könnte. 

d) Weil es richtig ist, daß technischer Fortschritt 
und Automation  im  nächsten Jahrzehnt von 
den Beschäftigten andere und bessere Kennt-
nisse, vor allem mehr theoretisches Wissen 
neben handwerklichen Fähigkeiten verlangen 
werden als in der Vergangenheit und weil es 
richtig ist, daß durch den technischen  Fort-
schritt und durch die Automation Arbeitskräf-
te freigesetzt werden, die nicht brachliegen 
dürfen, sondern soweit wie möglich in ande-
re,  höhere  Anforderungen  stellende  Berufe 
wechseln sollen, ergibt sich: 

Die berufliche Ausbildung muß den modernen 
Anforderungen gemäß völlig erneuert wer-
den. Es ist unerträglich, daß die Bundesrepu-
blik noch immer kein einheitliches Berufsaus-
bildungsgesetz hat, daß unsere Berufsausbil-
dung sich noch aus Gesetzen aus dem letz-
ten Jahrhundert herleitet. Es ist unerträglich, 
daß viele junge Menschen nicht nur schlecht, 
sondern auch für Berufe ausgebildet werden, 
die keine Zukunftschance haben. 

Die Berufsausbildung ist in den letzten Schul-
klassen durch theoretischen und praktischen 
Unterricht vorzubereiten. Denn durch die Ver-
bindung zwischen schulischer und beruflicher 
Ausbildung ist die durch das Grundgesetz ga-
rantierte Gleichheit der Chancen tatsächlich 
gewährleistet. Nur dadurch kann jeder einzel-
ne auf die Anforderungen der zukünftigen 
Gesellschaft vorbereitet werden. 
Gleichzeitig ist dafür zu sorgen, daß denen, 
die bereits im Berufsleben stehen und von 
Strukturveränderungen betroffen werden, 
Chancen für ihre Weiterbildung gegeben 
werden, u. a. durch Bildungsurlaub. Das darf 
nicht erst in dem Augenblick geschehen, in 
dem der Betroffene arbeitslos wird. 
Durch vorausschauende Planung muß jeder 
in die Lage versetzt werden, sich durch eine 
berufliche Umschulung rechtzeitig, ohne so-
ziale Einbußen, auf einen neuen Arbeitsplatz 
vorzubereiten. 
Für die berufliche Aus- und Weiterbildung der 
Frau bei einem Wiedereintritt in das Berufsle-
ben sind besondere Vorkehrungen zu treffen. 

e) Weil es richtig ist, daß die Summe der zu 
zahlenden Renten im Laufe des nächsten 
Jahrzehnts stark zunehmen und aus dem je-
weils erarbeiteten Sozialprodukt zu entneh-
men sein wird; ergibt sich: 
Die Verwirklichung der bildungspolitischen 
Forderung der SPD ist kein Luxus, sondern 
liegt im Interesse von jung und alt. Moderne 
Bildungspolitik ist notwendig für die zukünfti-
ge Entwicklung unserer Wirtschaft, für die 
Steigerung des Sozialproduktes, für die so-
ziale Sicherheit jedes einzelnen Erwerbstäti-
gen und für jeden heutigen und zukünftigen 
Rentner. 
Es bleibt eine wesentliche Aufgabe der Bil-
dungspolitik, diese Zusammenhänge dem ge-
samten Volke klarzumachen. Nur so wird es 
möglich sein, die bestehenden Hemmungen 
zu überwinden, die heute noch viele Arbeit-
nehmer- und Bauernfamilien daran hindern, 
ihre Kinder weiterbildende Schulen besuchen 
zu lassen. 

B. Wissenschaft und Forschung 

a) Die neue Bundesregierung hat im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung durch die 
Erhöhung der Wissenschaftsmittel im Haus-
halt die Bedeutung der Forschung in der 
heutigen Gesellschaft anerkannt. Die heute in 
der Bundesrepublik für die Forschung insge-
samt aufgebrachten Summen reichen jedoch 
nicht aus. Im weltpolitischen Rahmen können 
wir den Stand unserer Industrie, von dem 
der Lebensstandard jedes einzelnen abhängt, 
künftig nur sichern, wenn für Wissenschaft 
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und Forschung ungleich mehr investiert wird 
als bisher. Das ist zugleich nicht nur eine 
Frage unseres Ansehens in der Welt, son-
dern auch des zukünftigen politischen Ranges 
und Gewichts unseres Landes. In der Förde-
rung der Forschung werden wir Schwerpunkte 
zu bilden haben, wenn wir in der Welt wis-
senschaftliche Spitzenpositionen wiedererrin-
gen und halten wollen. Zugleich ist in der 
Forschungs- und Wissenschaftspolitik die in-
ternationale, vor allem aber die europäische 
Zusammenarbeit zu verstärken. 

b) In diesem Zusammenhang ist die energische 
Reform unserer Hochschulen als Teil der Re-
form unseres ganzen Bildungswesens von 
entscheidender Bedeutung. Sie wird seit Jah-
ren von allen Seiten, insbesondere aber von 
der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands gefordert. Die Unruhe, die die Studen-
tenschaft erfaßt hat — wie die Abwanderung 
hervorragender Wissenschaftler ins Ausland 
—, ist nicht zuletzt auch das Ergebnis der Ver-
zögerung dieser überfälligen Reform. 

Die Freiheit von Lehre und Forschung, im 
Grundgesetz garantiert, soll unangetastet 
bleiben. Die Autonomie der Hochschulen 
kann jedoch weder die Abkapselung der Uni-
versität von der Gesellschaft noch die Erhal-
tung antiquierter hierarchischer Strukturen im 
Forschungs- und Lehrbetrieb rechtfertigen. 

Den Universitätsorganen, denen die Wirt-
schafts- und Finanzplanung der Universität 
obliegt, sollten neben Universitätsangehöri-
gen Vertreter der Länder und der Gemeinden 
sowie des Wirtschaftslebens angehören. 
An die Stelle des jährlichen Rektors muß 
eine kontinuierliche Leitung der Hochschulen 
treten. Dozenten, Assistenten und Studenten 
müssen an den inneren Entscheidungen der 
Hochschule mitwirken und sie weitgehend 
auch mitbestimmen können. 
Das Berufungs- und Habilitationsverfahren 
müssen vereinfacht und versachlicht werden. 
Die Studienreform nach Maßgabe der Vor-
schläge des Wissenschaftsrates ist notwen-
dig. Die Bedingungen für die Zulassung zur 
Universität müssen einheitlich geregelt wer-
den. 
Das Disziplinarrecht der Universität muß als 
Überbleibsel ständischer Vorstellungen durch 
Anstalts- und Hausordnungen abgelöst wer-
den, die allein der Aufrechterhaltung eines 
ungestörten Forschungs- und Lehrbetriebes 
dienen. 
Die Reform der Hochschulen muß Hand in 
Hand mit der Ausweitung der Kapazität des 
Lehrbetriebes gehen. Es darf nicht gesche-
hen, daß durch eine erfolgreiche Bildungs-
werbung zwar die Zahl der Abiturienten we- 

sentlich erhöht wird, diese jungen Menschen 
dann aber auf unseren Hochschulen keinen 
Platz für ihre auch im Interesse der Gesamt-
gesellschaft erforderliche Ausbildung finden. 

c) Bei der Lösung dieser Aufgaben darf man 
sich unter keinen Umständen vor den großen 
Summen, die aufgebracht werden müssen, 
abschrecken lassen. Der Öffentlichkeit kann 
klargemacht werden, daß sich diese Beträge 
auf viele Jahre verteilen und bei einem wach-
senden Sozialprodukt leichter zur Verfügung 
zu stellen sind. Die Summen müssen inner-
halb einer mittelfristigen Finanzplanung rela-
tiv stärker anwachsen als bisher. Die Finan-
zierung der Ausgaben für Wissenschaft und 
Forschung kann und muß im Rahmen des 
Produktivitäts-Fortschrittes sichergestellt wer-
den. Im übrigen gilt hier, was schon für die 
Bildung im allgemeinen gesagt wurde: von 
der Förderung der Hochschulen, der Wissen-
schaft und der Forschung hängt im entschei-
denden Maße unsere weitere wirtschaftliche 
Entwicklung, damit die Sicherung der Vollbe-
schäftigung und die Verbesserung des Le-
bensstandards einschließlich der Renten ab.“ 

3. Aus „Ziele des Fortschritts — Aktionsprogramm der 
Freien Demokratischen Partei (107 Thesen)“3) 

„B. Bildung 

(8) Liberale Bildungspolitik gründet auf fünf Prin-
zipien: 
— Bildung ist Bürgerrecht. Aus dem Recht auf 

freie Entfaltung der Persönlichkeit und dem 
Gebot der Menschenwürde folgt, daß jedem 
Menschen die seiner Eignung, Neigung und 
Leistung   entsprechende  Ausbildung   ermög-
licht werden muß. 

— Demokratie  braucht Demokraten.  Ziel   aller 
Bildung muß es deshalb sein, freie und kriti-
sche, selbstverantwortlich handelnde Staats-
bürger zu bilden und sich entfalten zu  las-
sen. 

— Freiheit braucht berufliche Mobilität. Der Be-
ruf des einzelnen entscheidet über die wirt-
schaftliche Basis seiner Lebensgestaltung. In 
der modernen  Industriegesellschaft wandeln 
sich  die  Berufsbilder und  der Arbeitsmarkt 
ständig.   Eine  moderne   Bildungspolitik  muß 
davon ausgehen, daß die Freizeit für jeden 
einzelnen  zunimmt,  daß  berufliches Wissen 
rasch   veraltet   und   unter   Umständen   eine 
mehrmalige   berufliche   Umschulung   notwen-
dig wird. Die Vorstellung von der auf einen 
einzigen  Lebensabschnitt konzentrierten  Bil-
dung für das ganze Leben ist überholt. Das 

3) Am 5. April 1967 vom XVIII. Ordentlichen Bundesparteitag der FDP 
gebilligt. 
Kursive Hervorhebungen teilweise durch  die Redaktion  der 
„Mitteilungen“. 
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Motto der Bildung im ersten Jugend- und Er-
wachsenenstadium heißt: Lerne zu lernen! 
Seine Verwirklichung erlaubt den notwendi-
gen Wechsel zwischen Berufsphasen und 
Ausbildungsphasen. 

— Freiheit  braucht  unabhängige  Wissenschaft. 
Deshalb braucht die Wissenschaft Freiheit in 
Forschung und Lehre. 

— Bildungspolitischer Fortschritt setzt Mobilität 
des Bildungswesens voraus.  Das  Bildungs-
wesen darf nicht in Formen und Traditionen 
erstarren. Positionen der Kritik und Selbstkri-
tik, der wissenschaftlichen Kontrolle müssen 
durch die Reform eingebaut werden, um die 
erforderliche Dynamik zu gewährleisten, die 
das Reagieren auf neue Anforderungen erst 
erlaubt. Das Bildungswesen muß sich selbst 
zum Gegenstand der Forschung machen und 
durch Bildungsforschung die Grundlagen für 
die Bildungsplanung mitgestalten. 

(9) Die Grundlagen für die Bildungsplanung müs-
sen durch die Bildungsforschung gelegt werden. 
Bildungsforschung   muß   großzügig   organisiert 
und finanziert werden, damit die Anforderungen, 
denen das Bildungswesen ausgesetzt ist, und die 
im  Bildungswesen  stattfindenden   Prozesse   er-
forscht und sichere Methoden für die Bildungs-
planung entwickelt werden  können.  In wissen-
schaftlich    kontrollierten    Schulversuchen    sind 
neue   Modelle   der   Bildungsorganisation   sowie 
neue  Unterrichts-   und   Erziehungsmethoden   zu 
entwickeln. 

(10) Der   Rückstand   unseres   Bildungswesens 
schließt den Rückstand in Bildungsforschung und 
-planung ein. Deshalb muß sich die Bildungspla-
nung auch an den Entwicklungen vergleichbarer 
Industriestaaten orientieren. 

(11) Bildungsplanung  ist  eine  gesamtstaatliche 
Aufgabe, die u. a. die in der Verfassung gefor-
derte Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse för-
dern muß. Die Kompetenzen des Bundes in der 
Bildungspolitik   müssen   erweitert,   alle   bereits 
vorhandenen   und   die   künftigen   bildungspoliti-
schen Aufgaben des Bundes im jetzigen Wissen-
schaftsministerium zusammengefaßt werden. Die 
Ausstattung  seiner  Planungsabteilung  muß  die 
Zusammenarbeit der verschiedensten für die Bil-
dungsplanung  relevanten  Disziplinen  sicherstel-
len. 
Die Kompetenzen der Länder und die Beteili-
gung der Wirtschaft in der Berufsausbildung 
müssen ihre Grenzen an der gesamtstaatlichen 
Verantwortung des Bundes finden. 
(12) Bei aller Verantwortung des Staates für die 
Bildungspolitik muß die Privatinitiative geweckt 
und gefördert werden. Zur Förderung dieses Zie-
les bedarf es eines modernen und bundeseinheit-
lichen Stiftungsrechts und steuerlicher Vergün-
stigungen. 

 

(13) Voraussetzung einer Reform des Bildungs-
wesens ist der Ausgleich finanziell bedingter Un-
gleichheit der Chancen. Dazu ist ein Bundesge-
setz für gezielte Ausbildungsförderung notwen-
dig. 

(14) Da zahlreiche Faktoren, die den Bildungs-
weg  des  einzelnen  entscheidend   beeinflussen, 
nicht individuell, sondern sozial und kulturell be-
stimmt sind, muß die Bildungsorganisation Milieu-
sperren   überwinden   und   soziale   Benachteili-
gungen ausgleichen. 

Zur sozialen Integration, zur Begabungsförde-
rung und zur Leistungssteigerung sind Einrich-
tungen zur vorschulischen Bildung, Tagesheim-
bzw. Ganztagsschulen und eine Förderstufe vor-
zusehen. 

(15) Die Schule hat die Aufgabe, die individuel-
len Anlagen eines Kindes möglichst genau fest-
zustellen, eine intensive Förderung zu betreiben 
und die Auslese sehr viel behutsamer vorzuneh-
men  als  bisher;  denn  Begabung  ist  nicht  nur 
Erbanlage, sondern auch Entwicklungsvorgang. 

Die Verwirklichung dieser Forderung muß auch 
in Schulversuchen erprobt werden, die eine auf 
dem Schulkindergarten und der Grundschule auf-
bauende, als differenzierte Leistungsschule — 
nicht als Einheitsschule — organisierte Sekun-
därschule darstellen, die das Bildungsangebot al-
ler heute bestehenden Schulzweige (einschließ-
lich aller Gymnasialformen: altsprachlich, neu-
sprachlich, mathematisch-naturwissenschaftlich, 
technisch, sozial-pädagogisch, musisch und der 
berufsbildenden Zweige) integriert und die Schü-
ler nach Begabungsrichtungen und Leistungsstu-
fen differenziert. 

Darüber hinaus muß den Schulen ein gut ausge-
bauter schulpsychologischer Dienst zur Verfü-
gung stehen, der Schulreife- und Begabungs-
tests, Leistungsmessung, Laufbahn- und Über-
gangskontrolle, Berufsberatung durchführt und 
dadurch die Entscheidungsgrundlage für Eltern 
und Lehrer verbessert. 

(16) Die auf den zur Arbeitswelt hinführenden 
Zweigen der weiterführenden Schulen aufbauen-
de Berufsausbildung muß durch qualitativen und 
quantitativen   Ausbau   intensiviert  werden.   Ihre 
Grundlage ist die Einführung in Basisberufe, auf 
denen aufbauend eine zunehmende Spezialisie-
rung und gegebenenfalls Umschulungen stattfin-
den können, ohne daß es zu Brüchen in der be-
ruflichen Entwicklung kommt. 

(17) Zur Förderung des qualifizierten Nachwuch-
ses unterhalb der Hochschulstufe sind die Höhe-
ren Fachschulen auszubauen und zu verbessern. 
Dabei  sind  Möglichkeiten  einer engen  Zusam-
menarbeit der Ingenieurakademien, Sozialakade-
mien und Wirtschaftsakademien in sogenannten 
Akademiezentren zu prüfen. 

310 



(18) Das wissenschaftliche Studium aller Lehrer 
wird in Zukunft einen (an den zu erziehenden 
Altersstufen      orientierten)      erziehungswissen-
schaftlichen und einen (an den zu unterrichten-
den Fächern orientierten) fachwissenschaftlichen 
Schwerpunkt  erhalten.  Wissenschaftspolitisches 
Ziel muß die Integration der gesamten Lehrerbil-
dung   in   den   wissenschaftlichen   Hochschulen 
sein. 

Wissenschaftliche Lehrerbildung bedeutet die 
Trennung von wissenschaftlicher Berufsvorberei-
tung im Studium und berufspraktischer Einübung 
im Referendariat für alle Lehrer. 

(19) Rascher Ausbau der bestehenden Hochschu-
len, zügige Fortführung der Neugründungen und 
Planung weiterer Neugründungen nach gesamt-
staatlichen Gesichtspunkten sind notwendig. 

Die zukunftsweisende Hochschul- und Studienre-
form wird erst dann möglich, wenn sich die auto-
nome Universität klar auch zu der Aufgabe der 
Berufsausbildung bekennt. 

Reform von Lehre und Studium heißt: Stufung 
und Straffung des Studiums, Entwicklung einer 
Hochschuldidaktik, Qualifizierung der Hochschul-
lehrer zur Lehre durch hochschuldidaktische Kur-
se, studienbegleitende Kontrolle wenigstens bis 
zur Zwischenprüfung, Entrümpelung der Prü-
fungsordnungen. Die FDP lehnt jede starre Befri-
stung der Immatrikulation nach bestandener Zwi-
schenprüfung entschieden ab. 

Reform der Forschung heißt: Wechselnde Kon-
zentration der Hochschullehrer auf Forschung 
bzw. Lehre, Schwerpunktbildung unter den Hoch-
schulen, Förderung interdisziplinärer Forschung 
durch Einrichtung beweglicher Einheiten anstelle 
der herkömmlichen Institutsstruktur, Gleichbe-
rechtigung aller Habilitierten in Forschung und 
Lehre nicht nur de jure, sondern auch de facto, 
Neuordnung der Dienstverhältnisse des übrigen 
wissenschaftlichen Personals. 

Erschließung aller Nachwuchsreserven heißt: 
Promotions- und Habilitationsordnungen, die 
dem Grundrecht auf freie Berufswahl nicht nur 
de jure, sondern auch de facto entsprechen. 
Die Hochschulen sollten eine ihrer Bedeutung 
und ihrer Struktur als Großbetriebe entsprechen-
de Verwaltung erhalten. 

(20) In allen Ausbildungsbereichen und auf allen 
Qualifikationsstufen müssen künftig alle einmal 
erworbenen Kenntnisse und Qualifikationen im-
mer wieder überprüft, erneuert und ergänzt wer-
den.   Die   Education   permanente   erlaubt   eine 
Straffung und Kürzung der initialen Ausbildung 
und     bringt     neue     Aufgabenstellungen     und 
Schwerpunkte für alle Formen der Erwachsenen-
bildung mit sich. Die Einrichtungen der Erwach-
senenbildung werden zwar ihr bisheriges Ange-
bot aufrechterhalten können, ihren Schwerpunkt 

aber entscheidend zur Berufsfort- und -Weiterbil-
dung hin verlagern müssen. 

Der kommerzielle Fernunterricht bedarf — so-
weit er auf staatliche und staatlich anerkannte 
Prüfungen vorbereitet — dringend der Ordnung 
durch den Gesetzgeber, um die Qualität des Un-
terrichts zu sichern und die Fernschüler vor irre-
führender Werbung, vertraglicher Knebelung und 
wirtschaftlicher Ausbeutung zu schützen. 

Te/e-Ko//eg und Funkuniversität müssen zur Er-
gänzung der traditionellen Formen der Erwachse-
nenbildung ausgebaut werden. Um die Qualität 
des Unterrichts und die Entwicklung spezifischer 
methodischer und didaktischer Arbeitsformen zu 
sichern, sollten an geeigneten Universitäten, 
Technischen Hochschulen und Akademiezentren 
Fernstudien-Abteilungen angegliedert werden. 

Zur Kombination des Fernunterrichts mit ergän-
zendem Direktunterrieht bedarf es einer intensi-
ven Zusammenarbeit aller Institutionen der Er-
wachsenenbildung. Fernschulen, Tele-Kollegs 
und Funkuniversitäten sollten sich dabei örtlicher 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung wegen ih-
rer größeren räumlichen Nähe zu den Kursteil-
nehmern bedienen. 

(21) Entscheidend für den Erfolg der politischen 
Bildung ist nicht bloße Institutionenkunde, son-
dern vor allem die Vermittlung und Einübung so-
zialer und demokratischer Tugenden, die Erzie-
hung zu kritischem Denken und zur politischen 
Urteilsfähigkeit;  sie müssen  in den  Arbeitsfor-
men des Unterrichts und in eigenen Verantwor-
tungsfeldern der Schüler gesichert werden. 

Vordringlich sind eine bessere Ausbildung der 
dafür eingesetzten Lehrer, die sie befähigt, die 
Kompliziertheit und Dynamik der sozialen politi-
schen Prozesse verständlich zu machen, und die 
Verbesserung der Unterrichtsmittel. Die Zulas-
sung von Lehrbüchern muß gerade auf diesem 
Gebiet besonders kritisch geprüft werden. 
(22) Der Parteitag fordert die FDP-Fraktionen im 
Bund und Ländern auf, parlamentarische Initiati-
ven in folgenden Bereichen zu ergreifen: 

(Im Bundestag) 
— Erweiterung der  Bundeskompetenzen  durch 

Änderung  des  Grundgesetzartikels 74;  dort 
der Absätze 7 (Ausbildungsförderung) und 13 
(Bildungsplanung); 

— Erweiterung des Bundesministeriums für wis-
senschaftliche Forschung zu einem Bundes-
ministerium  für wissenschaftliche  Forschung 
und   Bildungsplanung   bei   gleichzeitiger  Zu-
sammenfassung aller kultur- und bildungspo-
litischen Kompetenzen des Bundes in diesem 
Ministerium; 

— Ausbildungsförderungsgesetz; 
— Berufsausbildungsgesetz; 

311 



Fernunterrichtsgesetz; 
Forschungsförderungsgesetz; 
Stiftungsgesetz; 
Haushaltsvorschläge zur Finanzierung von 
Einrichtungen der Bildungsforschung; 
Initiativen zur Erweiterung von EURATOM zu 
einer europäischen Wissenschafts- und For-
schungsgemeinschaft über die sechs EWG-
Staaten hinaus; 

(In den Landtagen) 
Regelmäßige Anfragen an die Landesregie-
rungen über den Stand der Verwirklichung 
des Hamburger Abkommens zur Vereinheitli-
chung auf dem Gebiet des Schulwesens und 
der Schulentwicklungs- bzw. Bedarfs- und Fi-
nanzierungspläne (sogenannte Bildungsbe-
richte); 
Initiativen zur Errichtung universitätsgebun-
dener und hochschulfreier Institute für Bil-
dungsforschung; 

 

— Anträge zur Errichtung von Arbeitsstellen für 
Hochschulforschung und Hochschuldidaktik; 

— Anträge   zur   Durchführung   wissenschaftlich 
vorbereiteter und  kontrollierter  Schulversu-
che; 

— Anträge zur Einrichtung schulpsychologischer 
Dienste; 

— Vorlage von Sonderschulprogrammen; 

— Hochschulgesetze    (einschließlich    Lehrerbil-
dung); 

— Akademiegesetze   (Ingenieurschule,    Höhere 
Wirtschaftsfachschule, Sozialakademie); 

— Erwachsenenbildungsgesetze; 
— Vorlage zum Ausbau von Tele-Kollegs  und 

Fernstudium; 
— Anregungen  zur  langfristigen   Hochschulpla-

nung; 
— Vorschläge zur Errichtung von Schulzentren.“ 

W.E. 
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